
 

  

S 16 AL 196/21

Sozialgerichtsbarkeit Bundesrepublik Deutschland

Land Freistaat Bayern
Sozialgericht Sozialgericht Landshut
Sachgebiet Arbeitslosenversicherung
Abteilung 16.
Kategorie Urteil
Bemerkung -
Rechtskraft -
Deskriptoren -
Leitsätze 1. Die Ablehnung eines Leistungsantrags

auf Kurzarbeitergeld ersetzt, soweit die
Leistungsentscheidung reicht, die
Ablehnung der Anerkennung eines
erheblichen Arbeitsausfalls und der
betrieblichen Voraussetzungen von
Kurzarbeitergeld. Der
Ablehnungsbescheid wird gemäß § 96
SGG Gegenstand eines anhängigen
gerichtlichen Verfahrens über die
Ablehnung der Anerkennung (Anschluss
an BSG, Urteil vom 15.02.1990 – 7 RAr
22/89).

2. Durch die Gewährung von
Kurzarbeitergeld soll nicht das gesamte
Betriebs- und Wirtschaftsrisiko des
Arbeitgebers auf die Solidargemeinschaft
verlagert werden.

3. Dem allgemeinen Betriebs- und
Wirtschaftsrisiko des Arbeitgebers kann
es zuzuordnen sein, wenn ein Betrieb der
gewerbsmäßigen
Arbeitnehmerüberlassung zum Zwecke
der Übernahme eines neuen Auftrags
trotz allgemein bekannter
Lieferkettenproblematik in der Branche
des Entleihbetriebs Arbeitnehmer neu
einstellt und sich dann diese Problematik
kurzfristig nach Überlassung realisiert
und es zu Produktionsstörungen im
Entleihbetrieb sowie zu einem
Arbeitsausfall kommt.
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Normenkette -

1. Instanz

Aktenzeichen S 16 AL 196/21
Datum 20.10.2023

2. Instanz

Aktenzeichen -
Datum -

3. Instanz

Datum -

I. Die Klage wird abgewiesen.

II. AuÃ�ergerichtliche Kosten sind nicht zu erstatten.

Â 

T a t b e s t a n d :

Zwischen den Beteiligten im Streit ist die Zahlung von Kurzarbeitergeld (Kug) nach
dem Dritten Buch Sozialgesetzbuch (SGB III) im Zeitraum von September bis
November 2021.

Die KlÃ¤gerin ist ein Ã¼berregionales Personaldienstleistungsunternehmen mit
Erlaubnis zur gewerbsmÃ¤Ã�igen ArbeitnehmerÃ¼berlassung mit Hauptsitz in A-
Stadt und mehreren Niederlassungen. Ein Betriebsrat besteht nicht. Zum
01.06.2021 wurde der Standort in B-Stadt neu gegrÃ¼ndet. Noch im Juni begann
dort die Ã�berlassung von Arbeitnehmern an einzelne Kunden.

Am 26.07.2021 schloss die KlÃ¤gerin mit einem Unternehmen aus dem
Wirtschaftszweig der Automobilindustrie (im Folgenden: Entleihbetrieb) erstmalig
einen Rahmenvertrag, mit dem die Bedingungen fÃ¼r die Ã�berlassung von
ArbeitskrÃ¤ften an allen deutschen Standorten des Entleihbetriebs geregelt wurden.
Demnach sollten dem Entleihbetrieb auf dessen Abruf LeiharbeitskrÃ¤fte zur
DurchfÃ¼hrung von Arbeiten in verschiedenen Fachbereichen Ã¼berlassen werden.
Eine Verpflichtung des Entleihbetriebs zum Entleih von ArbeitskrÃ¤ften oder einer
bestimmten Anzahl von ArbeitskrÃ¤ften bzw. zur Abnahme oder zum Abruf einer
bestimmten Zahl von Arbeitsstunden wurde nicht vereinbart. lm Rahmen der
Abrufbestellung sollte das maximale Bestellvolumen (Obergrenze) ausgewiesen
werden, ohne dass eine Verpflichtung zur AusschÃ¶pfung dieses Volumens bestand.
Vereinbart wurde auch ein Recht des Entleihbetriebs zur vorzeitigen KÃ¼ndigung
der EinzelarbeitnehmerÃ¼berlassungsvertrÃ¤ge von LeiharbeitskrÃ¤ften ohne
Angabe von GrÃ¼nden.
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Nach Abschluss des Rahmenvertrags richtete der Entleihbetrieb am 11.08.2021
eine Abrufbestellung an die KlÃ¤gerin und meldete einen konkreten Bedarf an
Leiharbeitnehmern fÃ¼r die Produktion im dreistelligen Bereich an. Aufgrund dieser
Bedarfsanfrage stellte die KlÃ¤gerin in der Niederlassung B-Stadt beginnend ab
August laufend neue ArbeitskrÃ¤fte ein, um sie an den Entleihbetrieb zu
Ã¼berlassen. Die ArbeitsvertrÃ¤ge sahen dabei jeweils Klauseln zur EinfÃ¼hrung
von Kurzarbeit mit AnkÃ¼ndigungsfrist vor. Die Ã�berlassung von ArbeitskrÃ¤ften
an den Entleihbetrieb begann am 23.08.2021. Insgesamt waren am Standort der
KlÃ¤gerin in B-Stadt im August 37 Leiharbeitnehmer beschÃ¤ftigt, im September
49, im Oktober 82, im November 116 und im Dezember 118.
Nach Erteilung der Abrufbestellung am 11.08.2021 teilte der Entleihbetrieb der
KlÃ¤gerin kurzfristig mit, dass es infolge von pandemiebedingten LieferengpÃ¤ssen
zu ProduktionsstÃ¶rungen komme, und dass fÃ¼r bestimmte Schichten nun doch
keine Mitarbeiter der KlÃ¤gerin benÃ¶tigt wÃ¼rden. Daraufhin zeigte die KlÃ¤gerin
nach erfolgter Anordnung von Kurzarbeit am 30.08.2021 bei der Beklagten fÃ¼r die
Niederlassung B-Stadt / Betriebsabteilung Leiharbeitnehmer Arbeitsausfall an fÃ¼r
den Zeitraum August bis Dezember 2021. Bei Vollarbeit betrage die regelmÃ¤Ã�ige
betriebsÃ¼bliche wÃ¶chentliche Arbeitszeit 35 Stunden, die wÃ¤hrend der
Kurzarbeit auf wÃ¶chentlich mindestens 0 Stunden reduziert werden solle. Als
Grund fÃ¼r den Arbeitsausfall wurde in der Anzeige und in einem Begleitschreiben
angegeben, dass in dem Entleihbetrieb die Produktionslinien angehalten worden
seien, weil essenzielle Bauteile nicht rechtzeitig hÃ¤tten geliefert werden kÃ¶nnen.
Es bestÃ¼nden Schwierigkeiten bei den Lieferketten in der Industrie. Die
Automobil- und Zulieferindustrie sei besonders stark betroffen.

Mit Bescheid vom 14.10.2021 lehnte die Beklagte die Anerkennung eines
erheblichen Arbeitsausfalls ab. Die vorgebrachten AusfallgrÃ¼nde deuteten weder
auf wirtschaftliche GrÃ¼nde hin noch liege ein unabwendbares Ereignis vor. Bereits
zum Zeitpunkt der Aufnahme der TÃ¤tigkeit der Niederlassung am 01.06.2021 seien
die GrÃ¼nde fÃ¼r den nun eingetretenen Arbeitsausfall absehbar und vermeidbar
gewesen.

Hiergegen legte die KlÃ¤gerin form- und fristgerecht Widerspruch ein. Bei
Aufnahme der TÃ¤tigkeit der Niederlassung zum 01.06.2021 sei im Vorfeld kein
Arbeitsausfall absehbar gewesen. Im Gegenteil sei der Entleihbetrieb zum Zeitpunkt
der Vertragserstellung und Beauftragung von mehreren Hunderten von Mitarbeitern
per ArbeitnehmerÃ¼berlassung von keinerlei LieferengpÃ¤ssen und
ArbeitsausfÃ¤llen betroffen gewesen. Erst im Laufe der Zusammenarbeit habe das
Unternehmen SchichtausfÃ¤lle angekÃ¼ndigt (erstmals im August) und mitgeteilt,
dass die Mitarbeiter aufgrund von LieferengpÃ¤ssen die Arbeitsleistung nicht
vollumfÃ¤nglich wÃ¼rden abrufen kÃ¶nnen.

Am 27.10.2021 stellte die KlÃ¤gerin bei der Beklagten einen Leistungsantrag auf
Zahlung von Kug und pauschalierte Erstattung der SozialversicherungsbeitrÃ¤ge
fÃ¼r den Monat September 2021 fÃ¼r 10 der insgesamt 49 Leiharbeitnehmer der
Niederlassung B-Stadt. Aus der Kug-Abrechnungsliste geht hervor, dass 5 dieser
Arbeitnehmer im Laufe des Septembers neu eingestellt wurden.
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Den Leistungsantrag lehnte die Beklagte mit Bescheid vom 23.11.2021 ab, da die
Anzeige Ã¼ber Arbeitsausfall vom 30.08.2021 fÃ¼r die Betriebsabteilung
Leiharbeitnehmer am 14.10.2021 abgelehnt worden sei.

Mit Widerspruchsbescheid vom 24.11.2021 wies die Beklagte dann den Widerspruch
der KlÃ¤gerin als unbegrÃ¼ndet zurÃ¼ck. Durch die LieferengpÃ¤sse bei dem
Entleihbetrieb sei es zwar zu Auftragsmangel und daraus resultierend zum
Arbeitsausfall gekommen. Dieser beruhe jedoch nicht unmittelbar auf einem
unabwendbaren Ereignis bei der KlÃ¤gerin. Der eingetretene Arbeitsausfall mÃ¶ge
zwar auch wirtschaftliche GrÃ¼nde haben. Er sei aber dem unternehmerischen
Risiko des Arbeitgebers zuzuordnen. Der KlÃ¤gerin habe aufgrund des seit Monaten
vorherrschenden Halbleiter- und Chipmangels ihr betriebliches Risiko bei
Inbetriebnahme der Niederlassung bekannt gewesen sein mÃ¼ssen. Zum Zeitpunkt
der Aufnahme der TÃ¤tigkeit am 01.06.2021 seien die GrÃ¼nde fÃ¼r den
Arbeitsausfall absehbar und damit vermeidbar gewesen.

Am 06.12.2021 hat die KlÃ¤gerin Klage erheben lassen. FÃ¼r die KlÃ¤gerin vÃ¶llig
Ã¼berraschend und in keinster Weise vorhersehbar habe der Entleihbetrieb
mitgeteilt, dass vereinzelte Unternehmensbereiche aufgrund von LieferengpÃ¤ssen
infolge der Corona-Pandemie Probleme in der Produktion hÃ¤tten und daher
externe Mitarbeiter der KlÃ¤gerin fÃ¼r bestimmte Schichten nicht mehr benÃ¶tigt
wÃ¼rden. Bereits zu diesem Zeitpunkt sei klargestellt worden, dass hiervon
lediglich einzelne Schichten betroffen und die Probleme temporÃ¤r seien. Im
Hinblick darauf, dass die ArbeitsverhÃ¤ltnisse mit den Mitarbeitern von der
KlÃ¤gerin erst begrÃ¼ndet worden seien, habe der Arbeitsausfall weder durch den
Abbau von Ã�berstunden noch durch die GewÃ¤hrung von Urlaub verhindert
werden kÃ¶nnen. Aufgrund der extrem schlechten wirtschaftlichen Situation, die
primÃ¤r den Auswirkungen der Corona-Pandemie geschuldet gewesen sei, sei auch
eine Umsetzung der betreffenden Mitarbeiter auf andere Kundenunternehmen nicht
mÃ¶glich gewesen. Die ProduktionsstÃ¶rungen im Entleihbetrieb wÃ¼rden ein
unabwendbares Ereignis darstellen. Ohne die ProduktionsstÃ¶rungen wÃ¤re der
Arbeitsausfall nicht entstanden. Auch sei das Tatbestandsmerkmal des
Arbeitsausfalls aus wirtschaftlichen GrÃ¼nden erfÃ¼llt. An einer anderen
Niederlassung der KlÃ¤gerin habe die Beklagte in einem gleich gelagerten Fall Kug
bewilligt.

Nach Klageerhebung hat die KlÃ¤gerin bei der Beklagten LeistungsantrÃ¤ge auf
Zahlung von Kug und pauschalierte Erstattung der SozialversicherungsbeitrÃ¤ge
auch fÃ¼r die Monate Oktober und November 2021 gestellt. Den Leistungsantrag
fÃ¼r Oktober fÃ¼r 34 der insgesamt 82 Leiharbeitnehmer hat die Beklagte mit
Bescheid vom 25.02.2022 abgelehnt unter Hinweis auf die Ablehnung der Anzeige
Ã¼ber Arbeitsausfall mit Bescheid vom 14.10.2021. Aus der Kug-Abrechnungsliste
geht hervor, dass 10 dieser Arbeitnehmer im Laufe des Oktobers neu eingestellt
worden sind.

Einen ersten Leistungsantrag fÃ¼r den Monat November hat die Beklagte
zunÃ¤chst mit Bescheid vom 25.02.2022 abgelehnt. Am 28.02.2022 hat die
KlÃ¤gerin dann einen Korrekturantrag fÃ¼r November gestellt fÃ¼r 19 der
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insgesamt 116 Leiharbeitnehmer. GemÃ¤Ã� Kug-Abrechnungsliste sind 5 dieser
Arbeitnehmer im Laufe des Novembers neu eingestellt worden. Diesen Antrag hat
die Beklagte mit Bescheid vom 13.10.2023 abgelehnt, wiederum unter Hinweis auf
die bereits erfolgte Ablehnung der Anzeige Ã¼ber Arbeitsausfall.

FÃ¼r keinen der von Kurzarbeit betroffenen Arbeitnehmer hat der Entgeltausfall in
den Monaten September bis November 100 Prozent des monatlichen Bruttoentgelts
betragen. FÃ¼r die Monate August und Dezember 2021 hat die KlÃ¤gerin keinen
Leistungsantrag gestellt.

Die KlÃ¤gerin beantragt,
den Bescheid vom 23.11.2021 in Gestalt des Widerspruchsbescheides vom
24.11.2021 sowie die Bescheide vom 25.02.2022 und 13.10.2023 aufzuheben und
die Beklagte zu verurteilen, fÃ¼r die Zeit vom 01.09.2021 bis 30.11.2021
Kurzarbeitergeld zu zahlen.

Die Beklagte beantragt,
Â Â Â Â Â  die Klage abzuweisen.

Die KlÃ¤gerin habe die Niederlassung wÃ¤hrend der Corona-Pandemie gegrÃ¼ndet
und habe mit einem Arbeitsausfall rechnen mÃ¼ssen. Bei der GrÃ¼ndung am
01.06.2021 sei bereits absehbar gewesen, dass es aufgrund von Chip- und
Halbleitermangel zu ArbeitsausfÃ¤llen kommen kÃ¶nne. Bereits seit April 2021 sei
aus den Medien und aus Pressemitteilungen zu entnehmen gewesen, dass es in der
Automobil- und Zulieferindustrie zu ProduktionsausfÃ¤llen komme. Dem normalen
Betriebsrisiko des Arbeitgebers seien insbesondere Anlaufschwierigkeiten bei
FirmenneugrÃ¼ndungen gerade im ersten Jahr der BetriebsgrÃ¼ndung zuzuordnen.
Den Arbeitgeber treffe zudem eine Schadensminderungspflicht. Aus der Bewilligung
einer Anzeige Ã¼ber einen Arbeitsausfall eines anderen Standorts kÃ¶nne die
KlÃ¤gerin keine Rechte herleiten.

Der GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer der KlÃ¤gerin hat im Rahmen der mÃ¼ndlichen
Verhandlung zu Protokoll gegeben, dass Gegenstand der LeistungsantrÃ¤ge bei der
Beklagten nur die anteiligen ArbeitsausfÃ¤lle gewesen seien, die durch die
SchichtausfÃ¤lle im Entleihbetrieb entstanden seien. Die AusfÃ¤lle seien kurzfristig
angekÃ¼ndigt worden. Eine KÃ¼ndigung der Ã�berlassungsvertrÃ¤ge durch den
Entleihbetrieb oder eine Abmeldung der betroffenen ArbeitskrÃ¤fte von der
ArbeitnehmerÃ¼berlassung sei aber nicht erfolgt.

Als Zeugen einvernommene Personalverantwortliche des Entleihbetriebs haben
ausgesagt, dass es im Zuge der Corona-Pandemie im Bereich der Lieferketten
groÃ�e Probleme bei der Versorgung mit Bauteilen gegeben habe. Es sei nicht
immer absehbar gewesen, ob am nÃ¤chsten Tag die Produktion stattfinden kÃ¶nne.
Erstmals im September 2021 und dann auch in den Folgemonaten sei es in dem
Werk, in dem das Ã¼berlassene Personal der KlÃ¤gerin eingesetzt worden sei,
immer wieder zu kurzfristigen SchichtausfÃ¤llen gekommen aufgrund von
Lieferkettenproblemen infolge der Corona-Pandemie. Zu dieser Zeit sei aufgrund
der Auftragslage Personal aufgebaut worden. Der bei der KlÃ¤gerin angezeigte
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Bedarf an ArbeitskrÃ¤ften habe sich auf ungelerntes Personal bezogen.

Wegen der weiteren Einzelheiten des Sachverhalts wird auf die Verwaltungsakte der
Beklagten und die Akte des Gerichts Bezug genommen.

E n t s c h e i d u n g s g r Ã¼ n d e :

Die gem. Â§ 54 Abs. 1 und 4 Sozialgerichtsgesetz (SGG) statthafte kombinierte
Anfechtungs- und Leistungsklage ist zulÃ¤ssig, aber nicht begrÃ¼ndet. Die
angefochtenen Bescheide sind rechtmÃ¤Ã�ig und verletzen weder die KlÃ¤gerin
noch ihre Arbeitnehmer in ihren Rechten. Es besteht kein Anspruch auf Zahlung von
Kug fÃ¼r die Monate September bis November 2021.

1. Streitgegenstand sind die Bescheide vom 23.11.2021 in Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 24.11.2021 sowie die Bescheide vom 25.02.2022 und
13.10.2023. Der ursprÃ¼nglich mit dem Widerspruch angefochtene negative
Anerkennungsbescheid vom 14.10.2021 wurde, soweit die hier
streitgegenstÃ¤ndlichen Monate September bis November 2021 betroffen sind,
durch die genannten Bescheide ersetzt. Soweit die Leistungsentscheidung reicht,
ersetzt die Ablehnung eines Kug-Leistungsantrags die Ablehnung der Anerkennung
eines erheblichen Arbeitsausfalls und der betrieblichen Kug-Voraussetzungen, denn
die Ablehnung eines geltend gemachten Leistungsantrags ist die zwingende Folge
der Ablehnung des Anerkennungsantrags. Konsequenterweise hat die Beklagte
vorliegend die LeistungsantrÃ¤ge auch unter Verweis auf den negativen
Anerkennungsbescheid abgelehnt. Dies hat gemÃ¤Ã� Â§ 96 SGG zur Folge, dass die
Ablehnung der Leistung Gegenstand eines anhÃ¤ngigen gerichtlichen Verfahrens
Ã¼ber die Ablehnung der Anerkennung der allgemeinen und betrieblichen Kug-
Voraussetzungen wird (vgl. BSG, Urteil vom 15.02.1990 â�� 7 RAr 22/89, Rn. 16 â��
juris; Dr. Christian Haupt in: Fichte/JÃ¼ttner, SGG, 3. Auflage, Â§ 96 Rn. 9;
Heinz/Schmidt-De Caluwe/Scholz, Sozialgesetzbuch III â�� ArbeitsfÃ¶rderung, 7.
Auflage, Â§ 99 Rn. 38). Gleiches gilt gem. Â§ 86 SGG fÃ¼r das Vorverfahren. Damit
hat sich der negative Anerkennungsbescheid vom 14.10.2021, soweit die
streitgegenstÃ¤ndlichen Monate betroffen sind, auf andere Weise erledigt i.S.d. Â§
39 Abs. 2 Zehntes Buch Sozialgesetzbuch (SGB X).

Der Bescheid vom 25.02.2022, mit dem die Beklagte den ersten Leistungsantrag
fÃ¼r den Monat November abgelehnt hat, hat sich ebenfalls auf andere Weise
erledigt i.S.d. Â§ 39 Abs. 2 SGB X durch Erlass des Zweitbescheides vom
13.10.2023, mit dem die Beklagte eine erneute SachprÃ¼fung vorgenommen und
Ã¼ber den Korrekturantrag fÃ¼r denselben Monat entschieden hat. Dieser
Bescheid wurde gem. Â§ 96 SGG Gegenstand des Klageverfahrens (zum
Zweitbescheid vgl. Schneider-Danwitz in: Schlegel/Voelzke, jurisPK-SGB X, 2. Aufl., 
Â§ 39 SGB X (Stand: 01.12.2017), Rn. 51 m.w.N.; Klein in: Schlegel/Voelzke, jurisPK-
SGG, 2. Aufl., Â§ 96 SGG (Stand: 11.08.2023), Rn. 49).

Nicht Gegenstand des Verfahrens wurden die Bescheide vom 23.11.2021 in Gestalt
des Widerspruchsbescheides vom 24.11.2021 sowie die Bescheide vom 25.02.2022
und 13.10.2023 insoweit, als damit auch der Antrag der KlÃ¤gerin auf Erstattung
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der von ihr zu tragenden SozialversicherungsbeitrÃ¤ge abgelehnt wurde. Insoweit
liegt im VerhÃ¤ltnis zum ursprÃ¼nglich angefochtenen negativen
Anerkennungsbescheid kein Fall von Â§ 86 bzw. Â§ 96 SGG vor, weil kein
identischer, sachlicher Regelungsgegenstand besteht. Mit dem
Anerkennungsbescheid gem. Â§ 99 Abs. 3 SGB III werden vorab bestimmte
Elemente des Kug-Anspruchs bindend festgestellt, wobei es sich hierbei um
AnsprÃ¼che der Arbeitnehmer in Form einer Entgeltersatzleistung handelt (vgl.
etwa BeckOGK/Bieback, 01.02.2021, SGB III Â§ 99 Rn. 58, Â§ 95 Rn. 47). Hingegen
handelt es sich bei dem Anspruch auf Erstattung von SozialversicherungsbeitrÃ¤gen
gem. Â§ 109 Abs. 5 S. 1 Nr. 3 SGB III i.V.m. Â§ 2 Abs. 1 Kurzarbeitergeldverordnung
(KugV) i.d.F. vom 25.03.2020, die wÃ¤hrend des Bezugs von Kug vom Arbeitgeber
allein zu tragen sind, um einen hiervon getrennten, eigenstÃ¤ndigen
Erstattungsanspruch des Arbeitgebers selbst (vgl. hierzu Schmidt, Kurzarbeit in
Zeiten von Corona, 2. Auflage 2021, S. 21; BeckOGK/Bieback, 01.02.2023, SGB III Â§
109 Rn. 130 ff.), auch wenn dieser an den Bezug von Kug anknÃ¼pft und ihn
voraussetzt.

Die KlÃ¤gerin begehrt im Wege der kombinierten Anfechtungs- und Leistungsklage
die Zahlung von Kug fÃ¼r die Monate September bis November 2021 dem Grunde
nach (zur Statthaftigkeit der kombinierten Anfechtungs- und Leistungsklage vgl.
BSG, Urteil vom 15.02.1990 â�� 7 RAr 22/89, Rn. 15, 21 â�� juris).

2. Die Klage ist zulÃ¤ssig. Insbesondere wurde sie form- und fristgerecht erhoben
(Â§Â§ 87, 90, 92 SGG). Die KlÃ¤gerin fÃ¼hrt den Rechtsstreit als
Prozessstandschafterin ihrer Arbeitnehmer, die zum Verfahren nicht notwendig
beizuladen sind (vgl. BSG, Urteil vom 03.11.2021 â�� B 11 AL 6/21 R, Rn. 8 und 10
â�� juris).

3. Die Klage ist jedoch nicht begrÃ¼ndet. Es besteht kein Anspruch auf Zahlung von
Kug fÃ¼r die Monate September bis November 2021.

a. Anspruchsgrundlage ist Â§ 95 S. 1 SGB III. Nach dieser Vorschrift haben
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer Anspruch auf Kug, wenn (1.) ein erheblicher
Arbeitsausfall mit Entgeltausfall vorliegt, (2.) die betrieblichen Voraussetzungen
erfÃ¼llt sind, (3.) die persÃ¶nlichen Voraussetzungen erfÃ¼llt sind und (4.) der
Arbeitsausfall der Agentur fÃ¼r Arbeit angezeigt worden ist.

b. Hier scheitert der Anspruch daran, dass im streitgegenstÃ¤ndlichen Zeitraum
kein erheblicher Arbeitsausfall vorlag.

Nach Â§ 96 Abs. 1 S. 1 SGB III ist ein Arbeitsausfall erheblich, wenn (1.) er auf
wirtschaftlichen GrÃ¼nden oder einem unabwendbaren Ereignis beruht, (2.) er
vorÃ¼bergehend ist, (3.) er nicht vermeidbar ist und (4.) im jeweiligen
Kalendermonat (Anspruchszeitraum) mindestens ein Drittel der in dem Betrieb
beschÃ¤ftigten Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer von einem Entgeltausfall von
jeweils mehr als 10 Prozent ihres monatlichen Bruttoentgelts betroffen ist; der
Entgeltausfall kann auch jeweils 100 Prozent des monatlichen Bruttoentgelts
betragen. Im hier streitigen Zeitraum betrug die erforderliche Ausfallquote lediglich
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mindestens 10 % der in dem Betrieb beschÃ¤ftigten Arbeitnehmerinnen und
Arbeitnehmer (vgl. Â§ 109 Abs. 5 S. 1 Nr. 1 SGB III i.V.m. Â§ 1 Nr. 1 KugV i.d.F. vom
25.03.2020).

Zwar scheitert der Kug-Anspruch nicht bereits daran, dass die Niederlassung der
KlÃ¤gerin erst kÃ¼rzlich neu gegrÃ¼ndet wurde. Eine BeschrÃ¤nkung auf bereits
lÃ¤nger bestehende Betriebe bzw. Betriebsteile sehen die Regelungen der Â§Â§ 95
ff. SGB III nicht vor. Auch ist unerheblich, dass es sich bei der KlÃ¤gerin um einen
Betrieb der gewerbsmÃ¤Ã�igen ArbeitnehmerÃ¼berlassung handelt und der
Arbeitsausfall von Arbeitnehmern in einem solchen Betrieb als Ã¼berwiegend
branchen- bzw. betriebsÃ¼blich anzusehen ist mit der Folge, dass der Arbeitsausfall
bereits von vornherein als vermeidbar i.S.d. Â§ 96 Abs. 1 S. 1 Nr. 3, Abs. 4 S. 2 Nr. 1
SGB III gelten wÃ¼rde (vgl. hierzu BSG, Urteil vom 21.07.2009 â�� B 7 AL 3/08 R,
Rn. 17 ff. â�� juris). Denn der Gesetzgeber hat im Zuge der Corona-Pandemie mit
dem Gesetz zur befristeten krisenbedingten Verbesserung der Regelungen fÃ¼r das
Kurzarbeitergeld vom 13.03.2020 (BGBl. I 2020, S. 493) Regelungen geschaffen, die
ausdrÃ¼cklich auch Leiharbeitnehmern den Bezug von Kug ermÃ¶glichen sollten.
Von der VerordnungsermÃ¤chtigung in Â§ 11a ArbeitnehmerÃ¼berlassungsgesetz
(AÃ�G) wurde fÃ¼r den hier streitigen Zeitraum durch Â§ 3 KugV i.d.F. vom
25.03.2020 Gebrauch gemacht, so dass der Anspruch nicht von vornherein am
fehlenden Entgeltausfall oder an der Vermutung der Vermeidbarkeit scheitern kann.
Andererseits bedeutet dies jedoch nicht, dass Leiharbeitnehmern bei jedem
Arbeitsausfall automatisch ein Anspruch auf Kug zustehen sollte. Vielmehr kann
Leiharbeitnehmern aufgrund dieser temporÃ¤r geltenden Regelungen Kug nur unter
den sonstigen Voraussetzungen der Â§Â§ 95 ff. SGB III zustehen, die auch fÃ¼r alle
anderen Arbeitnehmer gelten (vgl. BeckOGK/Bieback, 01.06.2021, SGB III Â§ 96 Rn.
21b, 21e; Meyer/Wall, Kurzarbeit und Kurarbeitergeld, 2. Auflage 2023, Teil B., Rn.
262 ff.). Dies ergibt sich bereits aus dem Wortlaut von Â§ 11a AÃ�G und Â§ 3 KugV
(â��fÃ¼r die dem Leiharbeitnehmer Kug nach dem SGB III gezahlt wirdâ��).

Im vorliegenden Fall beruht der Arbeitsausfall nicht auf wirtschaftlichen GrÃ¼nden
i.S.v. Â§ 96 Abs. 1 S. 1 Nr. 1 SGB III.

GemÃ¤Ã� Â§ 96 Abs. 2 SGB III beruht ein Arbeitsausfall auch auf wirtschaftlichen
GrÃ¼nden, wenn er durch eine VerÃ¤nderung der betrieblichen Strukturen
verursacht wird, die durch die allgemeine wirtschaftliche Entwicklung bedingt ist.
AnknÃ¼pfungspunkt fÃ¼r die Bestimmung eines wirtschaftlichen Grundes ist also
die â��allgemeine wirtschaftliche Entwicklungâ��. Der Begriff schlieÃ�t deshalb alle
ArbeitsausfÃ¤lle ein, die sich aus der Gesamtheit der laufenden Produktions- und
KonjunkturvorgÃ¤nge, den VerÃ¤nderungen des Wirtschaftskreislaufs und damit
aus der Teilnahme des Betriebs am Wirtschaftsleben ergeben. Abzugrenzen sind sie
von betriebsspezifischen, in den Risikobereich des Betriebes fallenden GrÃ¼nden
(vgl. BSG, Urteile vom 29.04.1998 â�� B 7 AL 102/97 R, Rn. 21 ff., und vom
15.12.2005 â�� B 7a AL 10/05 R, Rn. 15 â�� jeweils zitiert nach juris). Als von
auÃ�en einwirkende wirtschaftliche Ursachen in diesem Sinn sind z.B. anzusehen
Auftragsmangel infolge Rezession, ExportrÃ¼ckgang wegen wÃ¤hrungspolitischer
MaÃ�nahmen, Mangel an Betriebs- und Werkstoffen, Umstellung auf ein neues
Produkt, Automatisierung â�� jeweils als Folge der Gesamtwirtschaftslage (vgl. BSG,
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Urteil vom 15.12.2005 â�� B 7a AL 10/05 R, Rn. 15 â�� juris). Ein â��Beruhenâ��
des Arbeitsausfalls auf solchen GrÃ¼nden ist dann anzunehmen, wenn diese
GrÃ¼nde ursÃ¤chlich im Sinne einer wesentlichen Bedingung fÃ¼r den
Arbeitsausfall gewesen sind (vgl. BSG, Urteil vom 21.06.2018 â�� B 11 AL 4/17 R,
Rn. 16 â�� juris). Ã�ber das Kriterium der allgemeinen wirtschaftlichen Ursachen
kÃ¶nnen solche FÃ¤lle des Unternehmerrisikos ausgegrenzt werden, die nicht auf
die Allgemeinheit der Beitragszahler abgewÃ¤lzt werden sollen (vgl.
BeckOGK/Bieback, 01.06.2021, SGB III Â§ 96 Rn. 27).
Â 
Hier wurde der bei der KlÃ¤gerin eingetretene Arbeitsausfall dadurch verursacht,
dass die neu eingestellten Arbeitnehmer vom Entleihbetrieb nicht in vollem Umfang
abgerufen wurden wie ursprÃ¼nglich bei der Bedarfsanmeldung geplant. Grund
waren die kurzfristigen ProduktionsstÃ¶rungen, die sich im Entleihbetreib aufgrund
der gestÃ¶rten Lieferketten infolge der Corona-Pandemie ergaben. Zwar kann ein
AuftragsrÃ¼ckgang, der durch einen Mangel an Betriebs- und Werkstoffen infolge
gestÃ¶rter Lieferketten im Entleihbetrieb verursacht wird, fÃ¼r einen Betrieb der
gewerbsmÃ¤Ã�igen ArbeitnehmerÃ¼berlassung grundsÃ¤tzlich eine von auÃ�en
einwirkende wirtschaftliche Ursache und damit ein wirtschaftlicher Grund i.S.v. Â§
96 Abs. 1 S. 1 Nr. 1 SGB III darstellen (vgl. allgemeine Fallgruppen bei
BeckOGK/Bieback, 01.06.2021, SGB III Â§ 96 Rn. 33, 36). Im vorliegenden Fall
bestehen jedoch besondere UmstÃ¤nde des Einzelfalls, die es zu beachten gilt.

Zu berÃ¼cksichtigen ist nÃ¤mlich, dass es sich bei dem Entleihbetrieb um einen
neuen Kunden der KlÃ¤gerin handelte und die Arbeitnehmer, bei denen der geltend
gemachte Arbeits- und Entgeltausfall eingetreten ist, eigens fÃ¼r diesen Auftrag
neu eingestellt wurden, und zwar beginnend nur wenige Tage vor Anzeige des
Arbeitsausfalls bei der Beklagten am 30.08.2021. Die Ã�berlassung von (neu
eingestellten) ArbeitskrÃ¤ften an den Entleihbetrieb begann am 23.08.2021.
Ungeachtet des Arbeits- und Entgeltausfalls hat die KlÃ¤gerin dann weiterhin
Personal aufgebaut. Zu diesem Zeitpunkt dauerte die Corona-Pandemie und die mit
ihr einhergehende BeeintrÃ¤chtigung der wirtschaftlichen Lage aber bereits seit
rund 1,5 Jahren an. Auch die durch die Pandemie verursachte BeeintrÃ¤chtigung
der Lieferketten war dementsprechend allgemein bekannt. In den Medien wurde
spÃ¤testens seit dem FrÃ¼hjahr 2021 darÃ¼ber berichtet, dass insbesondere auch
die Automobil- und Zulieferindustrie von Chip-EngpÃ¤ssen und
Versorgungsproblemen betroffen war (vgl. etwa beispielhaft die Zusammenstellung
im Internet unter https://www.automobil-produktion.de/management/autoindustrie-
leidet-unter-halbleiter-engpaessen-241.html; zuletzt abgerufen am
Entscheidungstag), und dass es infolgedessen zu ProduktionsausfÃ¤llen und
-stÃ¶rungen kam. Betroffen waren auch (andere) Werke des Entleihbetriebs. Diese
Situation unterscheidet sich daher grundlegend von einer Entwicklung, in der sich
die gesamtwirtschaftliche Lage erst verÃ¤ndert und infolgedessen Ã¤uÃ�ere
Ursachen auf ein Unternehmen treffen, die nicht in dessen Risikobereich fallen und
die den Erhalt von bereits bestehenden ArbeitsplÃ¤tzen gefÃ¤hrden. Der Zweck des
Kug als Leistung der aktiven ArbeitsfÃ¶rderung (vgl. Â§ 3 Abs. 3 Nr. 5 SGB III)
besteht hauptsÃ¤chlich in einer Verhinderung von Arbeitslosigkeit durch die
Stabilisierung bestehender BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnisse. Dem Arbeitnehmer soll
sein Arbeitsplatz und dem Arbeitgeber seine eingearbeitete Belegschaft erhalten
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bleiben (vgl. etwa BT-Drs. 13/4941, S. 183; BT-Drs. 20/3494, S. 1 auch in Bezug auf
Leiharbeitnehmer). DemgegenÃ¼ber soll mit dem Kug gerade nicht das gesamte
Betriebs- und Wirtschaftsrisiko auf die Solidargemeinschaft verlagert werden (vgl.
BSG, Urteil vom 21.06.2018 â�� B 11 AL 4/17 R, Rn. 20 â�� juris).

Dies zugrunde legend ist hier festzustellen, dass fÃ¼r den geltend gemachten
Arbeitsausfall ursÃ¤chlich im Sinne einer wesentlichen Bedingung nicht
wirtschaftliche GrÃ¼nde i.S.v. Â§ 96 Abs. 1 S. 1 Nr. 1 SGB III waren, sondern
betriebsspezifische GrÃ¼nde, die dem allgemeinen Betriebs- und Wirtschaftsrisiko
der KlÃ¤gerin zuzuordnen sind und damit in deren Verantwortungsbereich fallen.
Der Arbeitsausfall beruht maÃ�geblich und Ã¼berwiegend auf der
unternehmerischen, innerbetrieblichen Entscheidung, trotz bereits bestehender â��
und allgemein bekannter â�� Lieferkettenproblematik und potentiell drohender
ProduktionsstÃ¶rungen in der Automobil- und Zulieferindustrie infolge der Corona-
Pandemie den Auftrag zur Ã�berlassung von ArbeitskrÃ¤ften anzunehmen und
infolgedessen Personal neu einzustellen, also wirtschaftlich zu expandieren. Eine
solche Konstellation ist aber nicht vom Schutzzweck des Kug umfasst. Die Zahlung
von Kug kÃ¤me hier einer Subventionierung der wirtschaftlichen Expansion des
Arbeitgebers und einer Verlagerung des Unternehmerrisikos auf die Beklagte gleich,
was durch die GewÃ¤hrung von Kug aber nicht erfolgen soll. Das Vertrauen der
KlÃ¤gerin darauf, dass es gerade im Entleihbetrieb nicht zu ProduktionsstÃ¶rungen
kommen werde, weil ein hoher Personalbedarf signalisiert worden war, kann hieran
nichts Ã¤ndern. Denn wirtschaftliche FehleinschÃ¤tzungen der Betriebsleitung
stellen typischerweise betriebsspezifische Ursachen dar und werden durch das Kug
nicht versichert (vgl. BSG, Urteil vom 15.12.2005 â�� B 7a AL 10/05 R, Rn. 16 â��
juris; BeckOGK/Bieback, 01.06.2021, SGB III Â§ 96 Rn. 27). Unerheblich ist daher
auch, dass die KlÃ¤gerin keinen Einblick in die internen Strukturen und die konkrete
Versorgungssituation im Entleihbetrieb hatte. Im Wirtschaftsprozess kÃ¶nnen
betriebliche Dispositionen und Entscheidungen ggf. auch kurzfristig und ohne
langen Vorlauf erfolgen. Hierauf musste sich die KlÃ¤gerin bei ihren Planungen
einstellen, zumal sich aus dem Rahmenvertrag keine Verpflichtung des
Entleihbetriebs ergab, den angemeldeten Bedarf an Leiharbeitnehmern auch in
vollem Umfang abzurufen.

Ein unabwendbares Ereignis i.S.v. Â§ 96 Abs. 1 S. 1 Nr. 1 SGB III lag ebenfalls nicht
vor. Ein solches ist insbesondere dann zu bejahen, wenn ein Arbeitsausfall auf
ungewÃ¶hnlichen, vom Ã¼blichen Witterungsverlauf abweichenden
WitterungsverhÃ¤ltnissen beruht (Â§ 96 Abs. 3 S. 1 SGB III), ebenso, wenn ein
Arbeitsausfall durch behÃ¶rdliche oder behÃ¶rdlich anerkannte MaÃ�nahmen
verursacht ist, die vom Arbeitgeber nicht zu vertreten sind (Â§ 96 Abs. 3 S. 2 SGB III
). Diese gesetzliche Konkretisierung des Begriffs â��unabwendbares Ereignisâ��
spricht dafÃ¼r, dass es sich um ein zeitlich begrenztes, auÃ�ergewÃ¶hnliches und
von auÃ�en auf den Betrieb einwirkendes Geschehen handeln muss, das den
Betrieb vergleichbar den Ã¤uÃ�eren Witterungsereignissen trifft (vgl. BSG, Urteil
vom 21.06.2018 â�� B 11 AL 4/17 R, Rn. 18 â�� juris). Bei dem AuftragsrÃ¼ckgang
der KlÃ¤gerin, der darin bestand, dass der ursprÃ¼nglich vom Entleihbetrieb
angemeldete Bedarf infolge der gestÃ¶rten Lieferketten und der
Versorgungsprobleme nicht vollumfÃ¤nglich abgerufen wurde, handelt es sich nicht
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um ein solches zeitlich begrenztes, auÃ�ergewÃ¶hnliches Ereignis, denn wie bereits
ausgefÃ¼hrt dauerte die Corona-Pandemie und die mit ihr einhergehende
BeeintrÃ¤chtigung der wirtschaftlichen Lage zu diesem Zeitpunkt bereits seit rund
1,5 Jahren an, und die durch die Pandemie verursachte BeeintrÃ¤chtigung der
Lieferketten war eine Entwicklung, die bereits seit mehreren Monaten andauerte,
und Ã¼ber die in den Medien spÃ¤testens seit dem FrÃ¼hjahr 2021 berichtet
wurde.

Nur ergÃ¤nzend ist auszufÃ¼hren, dass der Arbeitsausfall im streitigen Zeitraum
auch vermeidbar war (Â§ 96 Abs. 1 S. 1 Nr. 3 SGB III). GemÃ¤Ã� Â§ 96 Abs. 4 S. 1
SGB III ist ein Arbeitsausfall nicht vermeidbar, wenn in einem Betrieb alle
zumutbaren Vorkehrungen getroffen wurden, um den Eintritt des Arbeitsausfalls zu
verhindern. Das gilt sowohl hinsichtlich der Entstehung wie in Bezug auf das
Fortbestehen des Arbeitsausfalls (vgl. BSG, Urteil vom 21.02.1991 â�� 7 RAr 20/90,
Rn. 22 â�� juris). Auch durch diese Voraussetzung soll gewÃ¤hrleistet werden, dass
das unternehmerische Risiko nicht zu einem groÃ�en Teil auf die
Solidargemeinschaft verlagert wird (vgl. BSG, Urteil vom 29.04.1998 â�� B 7 AL
102/97 R, Rn. 27 â�� juris). Hier hat die KlÃ¤gerin im streitigen Zeitraum ab
September 2021 trotz der bereits bekannten ProduktionsstÃ¶rungen im
Entleihbetrieb laufend neue Arbeitnehmer eingestellt, um sie diesem zu
Ã¼berlassen. Vor diesem Hintergrund hat die KlÃ¤gerin â�� unabhÃ¤ngig von der
Frage, ob hinsichtlich der neu eingestellten Arbeitnehmer die persÃ¶nlichen
Voraussetzungen erfÃ¼llt sein konnten (Â§ 98 Abs. 1 Nr. 1 lit. b SGB III) â�� aus
Sicht der Kammer nicht alle zumutbaren Vorkehrungen getroffen, um den Eintritt
des Arbeitsausfalls zu verhindern. So wÃ¤re etwa eine innerbetriebliche
Umorganisation der bereits vorhandenen ArbeitskrÃ¤fte, bei denen es sich nicht um
spezialisiertes, sondern um ungelerntes Personal handelte, und eine bessere
Verteilung des Arbeitsvolumens mit Deckung des Ã�berlassungsbedarfs durch
bereits kurzarbeitende Mitarbeiter in Frage gekommen, ggf. auch unter
Einbeziehung anderer Standorte der KlÃ¤gerin (zu mÃ¶glichen MaÃ�nahmen zur
Vermeidung eines Arbeitsausfalls vgl. etwa BeckOGK/Bieback, 01.06.2021, SGB III 
Â§ 96 Rn. 120 ff.).

c. Ein Anspruch auf Zahlung von Kug ergibt sich auch nicht aus Gesichtspunkten
des Vertrauensschutzes. Auch wenn in einem gleich gelagerten Fall an einer
anderen Niederlassung der KlÃ¤gerin durch die Beklagte Kug bewilligt worden sein
sollte, so lÃ¤sst sich aus einer frÃ¼heren, rechtswidrig begÃ¼nstigenden
Bewilligung einer (anderen) Agentur fÃ¼r Arbeit kein Vertrauenstatbestand
dahingehend ableiten, dass an dieser rechtswidrigen Praxis auch in Zukunft und
auch an anderen Standorten der KlÃ¤gerin festgehalten wird. Insoweit tritt â��
selbst wenn der Fall tatsÃ¤chlich gleich gelagert gewesen sein sollte, was die
Kammer nicht beurteilen kann â�� keine Selbstbindung der Verwaltung ein (vgl.
hierzu etwa BSG, Urteil vom 11.12.2014 â�� B 11 AL 3/14 R, Rn. 20 â�� juris).

4. Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG.

â��â��â��â��â��â��â��â��â��â��-
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Rechtsmittelbelehrung
Dieses Urteil kann mit der Berufung angefochten werden.
Die Berufung ist innerhalb eines Monats nach Zustellung des Urteils beim D..
Landessozialgericht, LudwigstraÃ�e 15, 80539 MÃ¼nchen, oder bei der Zweigstelle
des D.. Landessozialgerichts, Rusterberg 2, 97421 Schweinfurt, schriftlich oder zu
Protokoll des Urkundsbeamten der GeschÃ¤ftsstelle oder beim D..
Landessozialgericht in elektronischer Form einzulegen. RechtsanwÃ¤lte, BehÃ¶rden
oder juristische Personen des Ã¶ffentlichen Rechts einschlieÃ�lich der von ihnen zur
ErfÃ¼llung ihrer Ã¶ffentlichen Aufgaben gebildeten ZusammenschlÃ¼sse mÃ¼ssen
die Berufung als elektronisches Dokument Ã¼bermitteln (Â§ 65d Satz 1
Sozialgerichtsgesetz â�� SGG). Gleiches gilt fÃ¼r die nach dem
Sozialgerichtsgesetz vertretungsberechtigten Personen, fÃ¼r die ein sicherer
Ã�bermittlungsweg nach Â§ 65a Abs. 4 Satz 1 Nr. 2 SGG zur VerfÃ¼gung steht (Â§
65d Satz 2 SGG).
Die Berufungsfrist ist auch gewahrt, wenn die Berufung innerhalb der Frist beim
Sozialgericht Landshut, Seligenthaler StraÃ�e 10, 84034 Landshut, schriftlich oder
zu Protokoll des Urkundsbeamten der GeschÃ¤ftsstelle oder beim Sozialgericht
Landshut in elektronischer Form eingelegt wird.
Die elektronische Form wird durch Ã�bermittlung eines elektronischen Dokuments
gewahrt, das fÃ¼r die Bearbeitung durch das Gericht geeignet ist und
â�� von der verantwortenden Person qualifiziert elektronisch signiert ist oder
â�� von der verantwortenden Person signiert und auf einem sicheren
Ã�bermittlungsweg gemÃ¤Ã� Â§ 65a Abs. 4 SGG eingereicht wird.
Weitere Voraussetzungen, insbesondere zu den zugelassenen Dateiformaten und
zur qualifizierten elektronischen Signatur, ergeben sich aus der Verordnung Ã¼ber
die technischen Rahmenbedingungen des elektronischen Rechtsverkehrs und
Ã¼ber das besondere elektronische BehÃ¶rdenpostfach (Elektronischer-
Rechtsverkehr-Verordnung â�� ERVV) in der jeweils gÃ¼ltigen Fassung.
Die Berufungsschrift soll das angefochtene Urteil bezeichnen, einen bestimmten
Antrag enthalten und die zur BegrÃ¼ndung der Berufung dienenden Tatsachen und
Beweismittel angeben.
Der Berufungsschrift und allen folgenden SchriftsÃ¤tzen sollen Abschriften fÃ¼r die
Ã¼brigen Beteiligten beigefÃ¼gt werden; dies gilt nicht im Rahmen des
elektronischen Rechtsverkehrs.
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